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A Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 

Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

1. Regierungspräsidium Freiburg 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau – Abteilung 9 
79083 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 15.07.2024 

 1.   Geologische und bodenkundliche Grundlagen 
 
1.1 Geologie 
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte von Baden-Württemberg 1: 
50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen zu den 
lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen Informationsportale LGRBwissen und LithoLex. 
 
1.2 Geochemie 
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden-Württemberg sind im LGRB-
Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen 
Informationsportal LGRBwissen beschrieben. 

Hinweise zu Arbeitshilfen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
 

 1.3 Bodenkunde 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 
Allgemein der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) bei 
geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Flächen von mehr 
als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung des sparsamen, schonenden und 
haushälterischen Umgangs mit dem Boden im Rahmen der weiteren Vorhabenplanung bzw. –durchführung zu 
erstellen ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach DIN19639 wird dringend empfohlen. Sollten bei 
dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m3 Bodenüberschussmassen entstehen, so ist bei dem nach § 3 
Abs. 4 Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfallverwertungskonzept auf eine 
höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die natürlichen Bodenfunktionen im 
größtmöglichen Umfang zu erhalten.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Zur angesprochenen Rechtsvorschrift nach § 2 Abs. 3 
LBodSchAG: Diese Vorschrift betrifft Vorhabenträger von 
Bauvorhaben, die auf eine unbebaute Fläche von 0,5 ha 
oder mehr einwirken. Das Bodenschutzkonzept ist für das 
jeweilige Bauvorhaben einzureichen. Dies geschieht im 
Zuge der Bauausführungsplanung. Für die Planaufstellung 
des Bebauungsplans und seiner planungsrechtlichen 
Inhalte wird kein Bodenschutzkonzept vorgeschrieben.  
 
Ein Hinweis zur Rechtsvorschrift wird in den 
Bebauungsplanentwurf übernommen. 

 2. Angewandte Geologie 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein 
hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologischer bzw. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
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Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros.  

 2.1 Ingenieurgeologie 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Übernahme der folgenden geotechnischen 
Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB 
vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbereich der Grabfeld-Formation.  
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) 
des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.  
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. 
Nach Auswertung des digitalen Geländemodells befinden sich Verkarstungsstrukturen in der näheren 
Umgebung (ca. 100 m südlich). 
 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, 
wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 
hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der 
Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der Errichtung technischer 
Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand 
genommen werden.  
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z.B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum 
Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z.B. offenen bzw. 
lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.  

Anregung wird aufgenommen: 
 
Geotechnische Hinweise werden in den 
Bebauungsplanentwurf übernommen.   
 
 

 2.2 Hydrogeologie 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das LGRB statt. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

 2.3 Geothermie 
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen sind im Informationssystem 
„Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg” (ISONG) hinterlegt. ISONG liefert erste 
Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des Untergrundes mit 
Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung des Informationssystems die 
Erläuterungen zur Kenntnis.  

Hinweise zu Arbeitshilfen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
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 2.4 Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzubringen.  
 
3. Landesbergdirektion 
 
3.1 Bergbau 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwendungen.  

Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

 Allgemeine Hinweise  
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG)  
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den Bestimmungen des 
Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen 
hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung.  
 
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet  
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informationen können 
fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. Bitte nutzen Sie hierzu 
auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen.  
Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster.  
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger. 

Hinweise zu Arbeitshilfen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Hinweis zur Übermittlungspflicht von durch geologische 
Untersuchungen gewonnen Daten an die zuständige 
Behörde nach § 8 GeolDG wird in den 
Bebauungsplanentwurf aufgenommen.  

2. Regierungspräsidium Stuttgart 
Landesamt für Denkmalpflege 
Referat 84.2 – Inventarisation und Planungsberatung 
Günterstalstraße 67 
79100 Freiburg im Breisgau 

Anregung vom 26.06.2024 
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 Aus denkmalfachlicher Sicht bestehen zu der Planung in vorliegender Form keine Bedenken. Archäologische 
Kulturdenkmale sind entweder nicht betroffen oder wegen der Geringfügigkeit der zu erwartenden 
Bodeneingriffe nicht gefährdet.  
 
Seitens der Archäologischen Denkmalpflege bitten wir um Berücksichtigung der Regelungen der §§ 20 und 27 
DSchG: Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt 
werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. 
Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, 
Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 
Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten 
geahndet. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 
Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt 
werden.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Keine Anregungen zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
 
Der gegebene Hinweis zur Übernahme in den 
Bebauungsplan ist im Bebauungsplanentwurf in ähnlicher 
Form bereits enthalten.   
 
 

 Wir bitten diesen Hinweis in die Planunterlagen, sofern nicht bereits enthalten, zu übernehmen.  
Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktuellem Sachstand keine Anregungen oder 
Bedenken. 

 

3. Regierungspräsidium Stuttgart 
Referat 46.2 – Luftverkehr und Luftsicherung 
Postfach 80 07 09 
70507 Stuttgart 

Anregung vom 10.07.2024 

 Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Bauschutzbereichen nach §§ 12 ff. LuftVG.  
Höhenmäßig fügen sich die geplanten Gebäude mit einer max. Höhe von 12,50 m ü. Grund in die bestehende 
Bebauung ein.  
Es bestehen daher keine luftrechtlichen Einwendungen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

4. Landratsamt Rottweil 
Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt 
Herrn Auber 
Postfach 1462 
78614 Rottweil 

Anregung vom 23.07.2024 

 1. Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt 
 
1.1 Bauplanungsrechtliche Beurteilung 

Die Größe der Baufelder ist planerisch beabsichtigt, um 
das gewünschte städtebauliche Bild nach der 
Bauausführung zu erhalten. Gleiches gilt für das Maß der 
baulichen Nutzung.  
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Anregung:  
Es ist grundsätzlich nachvollziehbar, dass ein städtebaulicher Entwurf in einen Bebauungsplan übertragen 
werden soll. Allerdings wird angeregt, die Festsetzungen (Baugrenzen + GRZ) etwas flexibler zu gestalten. 
Die Baugrenzen bilden nach erster Durchsicht 1:1 das Baukörperkonzept des Entwurfs ab. Die Flexibilität der 
Bebaubarkeit (z.B. für größere Baukörpertiefen) ist damit stark eingeschränkt. Außerdem wird dringend 
angeregt, die GRZ an den oberen Richtwert für allgemeine Wohngebiet von 0,4 gemäß 
Baunutzungsverordnung anzupassen. Gerade bei verdichteter Bauweise mit größeren Baukörpern auf relativ 
kleinen Grundstücken ergeben sich sonst regelmäßig Befreiungstatbestände im Rahmen der 
Baugenehmigungsverfahren. 

Die Baufelder bieten planerische Spielräume gegenüber 
der im städtebaulichen Vorentwurf dargestellten 
Bebauung.  
 
Anregung wird nicht in den Bebauungsplanentwurf 
aufgenommen.  
 

 1.2 Untere Naturschutzbehörde 
 
Artenschutz 
Die Untersuchungen zum Artenschutz (streng geschützte Arten) fanden im Jahr 2021 statt, die spezielle 
artenschutzrechtliche Prüfung zum Vorhaben stammt vom 22.12.2022. 
 
Das streng geschützte Ackerbegleitkraut Dicke Trespe, Bromus grossus, wurde am 20.7.2021 untersucht. Die 
Art wurde nicht gefunden. Dies kann seitens der unteren Naturschutzbehörde so nachvollzogen werden.  
Gleichzeitig zur Untersuchung von Bromus grossus wurde die sonstige Ackerbegleitflora (Segetalflora) mit 
untersucht. Dabei wurden relativ viele Arten, aber keine streng geschützten Arten gefunden. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.   
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Umweltbericht. 
 
 

 Drei Arten sind auf der Roten Liste Deutschlands, Euphorbia platyphyllos (3), Fumaria vaillantii (V), Silene 
noctiflora (3). Der relativ große Artenreichtum ist im Rahmen der Eingriffsregelung abzuarbeiten. Da die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung bei diesem Vorhaben keine Anwendung findet (s.u.), muss formal auch 
kein räumlich-funktionaler Ausgleich für den Verlust der relativ artenreichen Ackerbegleitflora durchgeführt 
werden. Angesichts des Vorkommens einiger seltener Pflanzenarten regt die untere Naturschutzbehörde an, 
zumindest einen extensiv genutzten Ackerstreifen zu entwickeln, in dem sich die aufgeführten seltenen Arten 
und ggf. andere seltene gefährdete Arten wieder ansiedeln können. Der Streifen, der eine Breite von 
mindestens 3 m bis zu 12 m haben sollte, sollte unter folgenden Rahmenbedingungen bewirtschaftet werden: 
lückige bzw. dünne Aussaat der angebauten Feldfrust (weiter Saatreihenabstand), kein Einsatz von 
Pflanzenbehandlungsmitteln, keine Düngung, tiefe, wendende Bodenbearbeitung (zur Aktivierung des tief 
liegenden Samenpotentials), wintergetreidebetont, möglichst lange Stoppelphase (möglichst in mehrjährigem 
Rhythmus auch überjährig). 
 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Umweltbericht.   
 
Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Da für den 
vorliegenden B-Plan, die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung keine Anwendung findet, ist formal 
gesehen kein räumlicher funktionaler Ausgleich zu 
erbringen.  
 
 

 Die Haselmaus wurde durch Aufhängungen von 10 Haselmaus-Tubes erfasst. Fünf Tubes wurden entlang der 
Oberndorfer Straße, fünf in Gebüschgruppen angebracht. Die Tubes wurden zwischen Juni 2021 (10.6.2021) 
und Dezember 2022 im Gelände belassen und mehrfach auf Besatz kontrolliert. Es fanden vier Kontrollen am 
9.7., 13.8., 6.10. und 8.12. statt. Die Haselmaus wurde nicht festgestellt. Die Ergebnisse können seitens der 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Umweltbericht. 
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unteren Naturschutzbehörde so nachvollzogen werden. 

 Reptilien: 
4 Erfassungen wurden durchgeführt am 27.4., 10.6., 9.7. und 13.8.2021. Zauneidechsen wurden nicht 
festgestellt. Nach einer kursorischen Begehung der unteren Naturschutzbehörde am 16.7.2024 kommen 
insbesondere im südlichen Bereich auf zum Teil sehr magerem Standort stellenweise sehr günstige 
Habitatbedingungen für Reptilien, insbesondere für die Zauneidechse, vor. Angesichts der Nähe zur Siedlung 
(Beobachtung von Katzen) ist das Vorkommen von Zauneidechsen ziemlich unwahrscheinlich. Insofern kann die 
untere Natuchutzbehörde die Darlegungen so nachvollziehen.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Umweltbericht.  

 Vögel:  
5 Begehungen zwischen dem 25.4. und dem 3.7.2021. Als Kompensation für den Verlust eines Revieres der 
Goldammer ist eine CEF-Maßnahme geplant (CEF 3 auf Fläche F7). Hierzu sollen bestehende Gehölzstrukturen 
durch weitere Gehölzpflanzungen aufgewertet werden. Abgesehen von Sperlingen, für die auch planinterne 
Maßnahmen geplant sind, wurden keine weiteren planungsrelevanten Arten gefunden. Die vorgeschlagene 
Maßnahme ist grundsätzlich zur Förderung der Goldammer geeignet. Da die Goldammer aber keineswegs 
ausschließlich in Gehölzen brütet, sondern fakultativ auch auf dem Boden und Gehölzstrukturen grundsätzlich 
auf Kosten von artenreichen Säumen zunehmen, schlägt die untere Naturschutzbehörde vor, die 
Gehölzstrukturen niedrig und lückig zu halten und möglichst besonnte Säume zu entwickeln. Hierzu sollten keine 
oder kaum weitere Gehölze gepflanzt werden und die Gehölzstrukturen alle drei Jahre, spätestens alle fünf 
Jahre, auf den Stock gesetzt werden, womit eine lückige Niederhecke entwickelt werden kann.  
 

Die Anregung zur CEF 3 werden im Umweltbericht 
berücksichtigt und in der weiteren Ausarbeitung in der 
Maßnahmenbeschreibung für die Goldammer 
berücksichtigt.  
 
 
 

 Während einer kursorischen Begehung der unteren Naturschutzbehörde am 16.7.2024 wurden mindestens 2 
Exemplare der Feldlerche auf dem brachliegenden Acker zur Zweitbrutzeit festgestellt. Es ist allerdings nicht 
sicher, dass die Vögel hier brüten, ggf. waren die Tiere 2021 zufällig nicht auf der Fläche oder sie sind wegen 
der sehr günstigen Brutbedingungen auf der Brache in 2024 angelockt worden. Möglicherweise handelt es sich 
aber auch um reine Nahrungsgäste. Die letztgenannte Variante hält die untere Naturschutzbehörde allerdings 
für relativ unwahrscheinlich, denn in der näheren Umgebung gibt es keine sicheren Bruthabitate, von denen die 
Tiere hätten ins Gebiet zur Nahrungssuche wechseln können. Insofern geht die untere Naturschutzbehörde im 
Sinne des Versorgungsgrundsatzes davon aus, dass es sich hier um Brutvögel handelt. Für diese Tiere ist eine 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahme vorzusehen, die ggf. mit Maßnahmen zur Förderung der Ackerbegleitflora 
kombiniert werden können. 

Dies wird teilweise berücksichtigt. Die Anregung zur 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme CEF4 für die 
Feldlerche wird in den Umweltbericht aufgenommen. Eine 
gesonderte Maßnahme zur Förderung der 
Ackerbegleitflora wird nicht berücksichtigt 

 Sonstige Wirbellose:  
Im Zuge der Bestandserfassungen wurden durch den beauftragten Gutachter keine weiteren Wirbellosen 
kartiert. Während der genannten kursorischen Begehung der unteren Naturschutzbehörde wurden in dem 
ruderalen, magerrasenartigen Beständen im Südosten des Bebauungsplangebietes neben Tag- und 
Nachtfaltern, zahlreiche verschiedene Wildbienen-Arten beobachtet, Schwebfliegen, Heuschrecken, 

Teilweise Berücksichtigung 
Die Anregung zur Förderung der magerrasenartigen 
Strukturen wird im Umweltbericht in die Festsetzungen mit 
aufgenommen.  
Teile dieser magerrasenartigen Strukturen liegen im 
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Trauerschweber (Hemipenthes maura) etc.  
Es ist sicher davon auszugehen, dass in diesem Komplex bei intensiverer Nachsuche zahlreiche seltene und 
gefährdete Arten zu finden sind. Auf dem brachliegenden Acker war ebenfalls eine hohe Individuendichte an 
Wirbellosen festzustellen. Bemerkenswert war im Bereich der Brache das Vorkommen von mindestens drei 
verschiedenen Weidenröschen-Arten, die zerstreut aber nicht selten auf der ganzen Fläche verteilt waren. Es 
ist bekannt, dass Weidenröschen zu den Hauptnahrungspflanzen der Raupe des streng geschützten 
Nachtkerzenschwärmers gehören. Da die Art seinerzeit nicht untersucht wurde (ggf., weil die Nahrungspflanze 
damals nicht im Gebiet vorkam) und nach dem Brachfallen des Ackers nicht erfasst wurde, ist nicht bekannt, ob 
die Art im Gebiet vorkommt. Eine Bestandserfassung des Nachtkerzenschwärmers in der Brache dürfte 
unverhältnismäßig aufwendig sein. Vor diesem Hintergrund schlägt die untere Naturschutzbehörde vor, eine 
Ruderalstruktur zu schaffen, in der Weidenröschen angesiedelt werden und sich natürlicherweise halten können. 
Damit könnte auf eine Erfassung verzichtet werden. Eine solche Struktur könnte gut in den im folgenden 
Abschnitt zu entwickelnden ruderalen Magerrasen-Komplex eingeführt werden.  
Die magerrasenartigen, ruderalen Bestände im südöstlichen Bereich des Bebauungsplangebiets (in der 
Bestandskarte als „Saumvegetation mittleren Standorts”) sind außerordentlich arten- und blütenreich mit vielen 
besonderen Strukturen (offene, vegetationslose und –arme Bereiche, qm-große Flächen mit niedrigen 
Habichtskräutern, zahlreiche Magerrasen-Arten etc.). Dieser Bereich hat eine sehr große Bedeutung, 
insbesondere für Insekten und weitere Wirbellose und sollte unbedingt räumlich-funktional ausgeglichen 
werden, auch wenn ein formaler Ausgleich nicht erforderlich ist (s.u.). Möglicherweise kann das in den 
geplanten Maßnahmenflächen gelingen, wozu allerdings unkonventionell umgeplant, hergestellt und gepflegt 
werden muss (Entwicklung und Offenhaltung von Rohbodenstandorten, regelmäßige Störungen durch 
Beweidung oder mechanisch, ggf. Umsetzen von Pflanzensoden etc.). Für eine enge Abstimmung steht die 
untere Naturschutzbehörde gerne zur Verfügung.  

Südosten des Plangebiet. Der Bereich wurde als 
öffentliche Grünfläche (F7) ausgewiesen und wird 
erhalten. Als weitere Maßnahme soll, angrenzend an die 
geplante Retentionsfläche ein weiterer magerer Saum 
angelegt werden. 
 
Da für das vorliegende Verfahren kein räumlicher 
funktionaler Ausgleich zu erbringen ist, werden die 
vorhandene Strukturen nicht mit derselben Flächengröße 
ausgeglichen bzw. erhalten.  
 

 Eingriff/Ausgleich 
Im Umweltbericht wird im Rahmen der Bilanzierung der Schutzgüter ausgeführt, dass der Bebauungsplan 
„Hegneberg 4. Änderung” den rechtskräftigen Bebauungsplan RW231/92, für den Baurecht besteht, 
überlagert und ein naturschutzrechtlicher Ausgleich vorbehaltlich der bis zur Offenlage zu erstellende 
abschließende Bilanzierung nicht erforderlich wird. Die untere Naturschutzbehörde weist darauf hin, dass nach 
§ 1a Abs. 3 S. 6 ein Ausgleich nicht erforderlich wird, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Ein Ausgleich ist bei der Überplanung von Flächen, für die 
bereits Baurechte bestehen, nur insoweit erforderlich, als zusätzliche und damit neu geschaffene Baurechte 
entstehen. Hierzu sind die Eingriffe des geltenden Plans und Änderungsplans gegenüberzustellen.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Auf eine Ökopunkte-Bilanzierung nach der Ökokonto-
Verordnung Baden-Württemberg (ÖKVO) für die 
Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen (Biotoptypen) wird 
im vorliegenden Verfahren verzichtet.  
Da der B-Plan „Hegneberg 4. Änderung“ einen 
rechtskräftigen B-Plan überlagert, für den bereits 
Baurecht besteht, ist gemäß §1 Abs. 3 BauGB ein 
naturschutzrechtlicher Ausgleich nicht erforderlich, sofern 
kein zusätzliches und damit neues Baurecht geschaffen 
wird.  
Nach einer Gegenüberstellung der beiden 
Flächenbilanzen reduziert sich der Versiegelungsgrad 
vom alten zum neuen B-Plan, bezogen auf den 
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vorliegenden Geltungsbereich um ca. 12 Prozent 
(Überbaubare Fläche inkl. Verkehrsflächen). Während im 
Alten B-Plan das Nettobauland einen Anteil von ca. 73 % 
einnimmt, sind es im neuen B-Plan nur noch ca. 53 %. Der 
Anteil der öffentlichen Grünflächen erhöht sich von ca. 6 
% auf in etwa 29 %. Der Anteil der öffentlichen 
Verkehrsflächen liegt im alten B-Plan bei ca. 18 % und 
beim neuen vergleichbar bei ca. 20 %   
Aus der Gegenüberstellung des Nettobauland ist zu 
entnehmen, dass kein zusätzliches Baurecht geschaffen 
wird. Dies gilt auch unter Berücksich-tigung der maximal 
zulässigen GRZ über die die überbaubare Fläche 
hergeleitet wird, sowie den öffentlichen Verkehrsflächen 
die weitgehend versiegelt werden. Ein Ausgleich ist für 
das vorliegende Verfahren nicht erforderlich. 

 Sonstiges  
Obwohl, wie oben dargelegt ist, die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung für den vorliegenden Fall ggf. 
nicht anzuwenden ist, regt die untere Naturschutzbehörde dringend an, zumindest für den Verlust der 
ruderalen, sehr artenreichen, z.T. sehr lückigen Magerrasenbestände im Südosten (s.o.) einen räumlich 
funktionalen Ausgleich zu erbringen. Hierzu wäre es erforderlich auf mindestens derselben Fläche 
vergleichbare Strukturen zu schaffen, um den beobachteten und angenommenen Artenreichtum an Wirbellosen 
wenigstens annähernd zu erhalten.  

Teilweise Berücksichtigung 
Vergl. Stellungnahme „Wirbelose“.  
 
Teile dieser magerrasenartigen Strukturen liegen im 
Südosten des Plangebiet. Der Bereich wurde als 
öffentliche Grünfläche (F7) ausgewiesen und wurde zum 
Erhalt festgesetzt. Als weitere Maßnahme soll, 
angrenzend an die geplante Retentionsfläche ein 
weiterer magerer Saum angelegt werden. 
 
Da für das vorliegende Verfahren kein räumlicher 
funktionaler Ausgleich zu erbringen ist, werden die 
vorhandene Strukturen nicht mit derselben Flächengröße 
ausgeglichen bzw. erhalten.  
 

 1.3 Gewerbeaufsichtsamt 
Aus Sicht des Immissionsschutzes bestehen keine Bedenken gegen den vorliegenden Bebauungsplanentwurf. 
Wir weisen jedoch auf folgendes hin: 
 
Da in jüngerer Zeit vermehrt Klimageräte und Wärmepumpen eingesetzt werden, die störende Geräusche 
hervorrufen können, wird angeregt, auf diese Geräuschproblematik in geeigneter Art und Weise im 
Bebauungsplan hinzuweisen, um Nachbarschaftskonflikten vorzubeugen. 

Anregung wird aufgenommen: 
 
Hinweis wird in den Bebauungsplanentwurf übernommen.  
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Hierzu schlagen wir folgende Formulierung vor: 
 
Bei der Planung, beim Einbau und Betrieb von Wärmepumpen, Mini-Blockkraftwerken und Klimaanlagen ist der 
"Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Klimageräte, Kühlgeräte, 
Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerke)" der Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft für 
Immissionsschutz (LAI) zu beachten.  
Der Leitfaden ist unter folgendem Link abrufbar:  
https://www.lai-immissionsschutz.de/Aktuelles.html?newsID=93  
In Allgemeinen Wohngebieten (WA) gelten nach TA Lärm die Immissionsrichtwerte von 55 dB(A) tags und 40 
dB(A) nachts. 

 1.4 Brandschutzsachverständige 
1. Hinsichtlich der Löschwasserbereitstellung über die öffentliche Trinkwasserversorgung, gibt das DVGW-
Arbeitsblatt W 405 (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V.) eine planerische Grundlage. Das 
Arbeitsblatt findet Anwendung für verschiedene Baugebiete. Wir bitten Sie hier einen plausiblen Ansatz zu 
wählen bzw. im Benehmen mit der Feuerwehr den Löschwasserbedarf festzulegen, um die wirksamen 
Löscharbeiten sicherzustellen. § 3 Feuerwehrgesetz (FwG) - Verpflichtung der Gemeinde - in der jeweils 
geltenden Fassung bleibt unberührt. Für Gewerbe- und Industriegebäude ergeben sich ggf. höhere 
Anforderungen aufgrund anderer rechtlicher Vor-gaben.  
 
2. Hydranten sind gemäß der Hydrantenrichtlinie W 331 und des DVGW Arbeitsblattes auszuführen.  
 
3. Die Zufahrt und Flächen, die durch die Feuerwehr benötigt werden, müssen für die einzusetzenden 
Rettungsgeräte der Feuerwehr ausreichend befestigt und tragfähig sein.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Allerdings ist die Herstellung der 
Löschwasserbereitstellung Teil der Ausführungsplanung 
zur Erschließung des Baugebiets und nicht Teil der 
Bauleitplanung. Gleiches gilt für Feuerwehraufstellflächen 
auf den privaten Grundstücken, die im jeweiligen 
Baugesuch nachgewiesen werden müssen. 
 
Anregung kann nicht in den Bebauungsplanentwurf 
aufgenommen werden.  

 2. Eigenbetrieb Abfallwirtschaft 
Gegen den Bebauungsplan der Stadt Rottweil bestehen aus Sicht des Eigenbetriebs Abfallwirtschaft keine 
Einwände.  
 
Die geplante verkehrsrechtliche Straßenführung des Plangebiets entspricht in etwa den bereits bestehenden 
Straßenverläufen der Siedlung Hegneberg und führt daher zu keinen Einschränkungen der Müllsammeltouren. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

 3. Flurneuordnungs- und Vermessungsamt 
Laufende oder beantragte Flurneuordnungs- oder Baulandumlegungsverfahren sind von dem geplanten 
Vorhaben nicht betroffen.  
Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

 4. Landwirtschaftsamt Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 



Bebauungsplan Rw 335/20 „Hegneberg – 4. Änderung“  Seite 11 von 41 
 

Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

Zu den bislang vorliegenden Planungen bestehen seitens des Landwirtschaftsamtes Rottweil keine Bedenken 
und Anregungen. 

 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

 5. Straßenbauamt 
Die Belange der Straßenbauverwaltung sind durch das Vorhaben nicht berührt.  
Eine weitere Beteiligung im Verfahren ist nicht erforderlich. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
 
Keine weitere Beteiligung im Verfahren.  

 6. Straßenverkehrsamt 
Der Bebauungsplan betrifft ausschließlich die Gemarkung der Stadt Rottweil und es sind keine Auswirkungen 
auf die Gemarkungen der umliegenden Gemeinden zu erwarten, daher wird auf die Abgabe einer 
Stellungnahme verzichtet. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  

 7. Umweltschutzamt 
Zu dem vorliegenden Bebauungsplan nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
1. Abwasserbeseitigung  
Die Entwässerung für das geplante Baugebiet „Hegneberg – 4. Änderung” auf Gemarkung Rottweil ist im 
abwassertechnischen Trennsystem vorgesehen. Dies entspricht den gesetzlichen Vorgaben des § 55 Abs. 2 
WHG nachdem Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder über eine Kanalisation ohne 
Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden soll, soweit dem weder wasserrechtliche 
noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserrechtliche Belange entgegenstehen.  
Nach § 5 Abs. 1 Ziffer 4. WHG ist die Niederschlagswasserableitung so zu planen und auszuführen, dass es zu 
keiner Abflussverschärfung bzw. zur Erhöhung der Hochwassergefahr für Unterlieger kommt, das natürliche 
Wasserrückhaltevermögen erhalten bleibt (§ 12 Abs. 3 WHG) und die Einleitung in die Gewässer 
(Grundwasser und oberirdische Gewässer) stofflich unbedenklich und mit den Anforderungen an die 
Gewässereigenschaften des nachfolgenden Vorfluters vereinbar ist (§ 57 Abs. 1 Ziffer 2. WHG). 
 
Die geplante Entwässerung ist im Vorentwurf der Begründung in Kapitel 11.2 aufgeführt und nur verbal 
beschrieben. Berechnungen, Pläne und Unterlagen zur tieferen Prüfung sind dem Entwurf des Bebauungsplans 
nicht beigefügt. Nach der Begründung zum Bebauungsplan soll das häusliche Abwasser über die bestehende 
Mischwasserkanalisation der Kläranlage Rottweil zugeleitet werden. Das Niederschlagswasser der Straßen-, 
Hof- und Dachflächen soll in einer Retentionsfläche zwischengespeichert und danach gedrosselt dem 
nächstgelegenen Vorfluter zugeführt werden.  
 
Für die wasserrechtliche Zulassung der Abwasserbeseitigung ist ein Wasserrechtsgesuch (vierfach) beim 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
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Landratsamt, Umweltschutzamt, einzureichen. Im Wasserrechtsantrag ist die geplante Entwässerung mit den 
Leitungen für Regenwasser und Schmutzwasser, die Rückhalteanlage mit dem Behandlungselement und dem 
Anschluss an vorhandene Entwässerungseinrichtungen zeichnerisch darzustellen, zu beschreiben und rechnerisch 
nachzuweisen. Dabei sind die mengenmäßigen, abflussverschärfenden Auswirkungen durch die Versiegelung 
der Bauflächen und die stofflichen Belastungen der unterschiedlichen Flächen (Fahrstraßen, Dach- und 
Hofflächen, etc.) mit zu beachten.  
 
Gegen die geplante Entwässerung im Trennsystem bestehen bei Beachtung oben aufgeführter Grundsätze 
keine grundsätzlichen Bedenken. Für die Direkteinleitung des Niederschlagswassers in die Vorflut ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Die Antragsunterlagen für die wasserrechtliche Erlaubnis sind so 
rechtzeitig beim Landratsamt, Umweltschutzamt, einzureichen, dass das Wasserrecht vor Baubeginn erteilt 
werden kann. Wir empfehlen den Entwurf des Wasserrechtsantrages vor der abschließenden Einreichung mit 
dem Umweltschutzamt vorzubesprechen und abzustimmen. 
 
  

 2. Bodenschutz  
Mit Bezug auf die Flächenbilanz in der Begründung zum Bebauungsplan ist gemäß §2 Abs.3 LBodSchAG ein 
Bodenschutzkonzept für die Erd-/Bodenarbeiten zu erstellen, die im Rahmen der Erschließung des 
Wohngebiets (Straßen-, Leitungsbau etc.) vorgenommen werden.  
 
Das standortbezogene Bodenschutzkonzept ist gemäß den Vorgaben der DIN 19639 von einem 
bodenkundlich qualifizierten Fachgutachter zu erstellen und 6 Wochen vor Baubeginn dem Umweltschutzamt 
vorzulegen. Der beauftragte Fachgutachter muss die erforderliche Qualifikation gem. DIN 19639 erfüllen.  
Zur Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz kann eine abschließende Stellungnahme erst erfolgen, wenn die Bilanz im 
Rahmen der Offenlage vorliegt. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Zur angesprochenen Rechtsvorschrift nach § 2 Abs. 3 
LBodSchAG: Diese Vorschrift betrifft Vorhabenträger von 
Bauvorhaben, die auf eine unbebaute Fläche von 0,5 ha 
oder mehr Einwirken. Das Bodenschutzkonzept ist für das 
jeweilige Bauvorhaben einzureichen. Dies geschieht im 
Zuge der Bauausführungsplanung. Für die Planaufstellung 
des Bebauungsplans und seiner planungsrechtlichen 
Inhalte wird kein Bodenschutzkonzept vorgeschrieben.  
 
Ein Hinweis zur Rechtsvorschrift wird in den 
Bebauungsplanentwurf übernommen.  

 3. Dränungen 
Falls bei der Erschließung und Bebauung des Gebiets Dränungen, Frischwasserleitungen oder Grund- bzw. 
Quellwasseraustritte abgeschnitten werden, ist deren Vorflut zu sichern. Grund- und Quellwasseraustritte sind 
dem Landratsamt Rottweil als untere Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen.  

Hierzu ist bereits ein Hinweis (H 1.3) im 
Bebauungsplanentwurf enthalten.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

 4. Grundwasserschutz  
Grundwassernutzung/-erkundung  
Bohrungen, Schürfe und sonstige Methoden der Erkundung/Erschließung von Grundwasser bedürfen einer 

Hierzu ist bereits ein Hinweis (H 1.3) im 
Bebauungsplanentwurf enthalten.  
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wasserrechtlichen Genehmigung. Diese ist beim Landratsamt - Umweltschutzamt zu beantragen. 
Grundwasserneubildung 
Bei Umsetzung der Vorhaben des Bebauungsplans wird die natürliche Versickerung von Niederschlagswasser 
und damit die Grundwasserneubildung vermindert.  
Zur Minimierung der Auswirkungen ist der Anteil undurchlässiger Flächen, abhängig vom 
Grundwassergefährdungspotentials, auf das unabdingbare Maß zu beschränken. Bei Flächen von denen ein 
Grundwassergefährdungspotential ausgeht, z.B. Umschlagflächen mit wassergefährdenden Stoffen, sind diese 
wasserdurchlässig auszuführen und ggf. nach Vorreinigung an die Schmutzwasserkanalisation anzuschließen.  

Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
Zur Schutz vor Verunreinigung des Grundwassers ist 
bereits ein Hinweis (H 1.2) im Bebauungsplanentwurf 
enthalten.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
 

 5. Wasserversorgung  
In Ergänzung zu den sich aus § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB i.V.m. den einschlägigen Fachgesetzen ergebenden 
Vorgaben, erfolgt nachfolgende allgemeine Empfehlung:  
Zur Sicherstellung der zukünftigen Wasserversorgung hinsichtlich Quantität (inkl. Löschwassermenge) und Druck 
wird auf § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB verwiesen und die Einbeziehung des zuständigen Wasserversorgungsträgers 
in das Bebauungsplanverfahren empfohlen.  
Gleichzeitig wird empfohlen Ringleitungen anzulegen bzw. vorzusehen.  
 
6. Zusammenfassung 
Die Abgabe einer abschließenden Stellungnahme ist vorerst nicht möglich. 

Die Träger öffentlicher Belange, darunter auch die 
Wasserversorgungsträger, werden im 
Bauleitplanverfahren beteiligt.  
 
Die Planung zur Ausführung des Leitungssystems zur 
Frischwasserversorgung ist Teil der Ausführungsplanung 
zur Erschließung des Baugebiets und nicht der 
Bauleitplanung.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

5. Vermögen und Bau 
Baden-Württemberg 
Schillerstraße 6 
78628 Rottweil 

Anregung vom 08.07.2024 

 Grundstücke oder öffentliche Interessen der Vermögens- und Hochbauverwaltung des Landes Baden-
Württemberg werden durch den Bebauungsplan „Hegneberg – 4. Änderung” in Rottweil nicht berührt. Wir 
haben daher keine Anregungen oder Einwendungen gegen den Planentwurf vorzubringen. Von einer weiteren 
Beteiligung am Verfahren sehen wir ab.  
 
Bei geplanten Bauten von über 20 m Höhe ist zur Überprüfung möglicher Beeinträchtigungen der Funkwellen 
die  
Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg / ASDBW 
Präsidium Technik, Logistik und Service der Polizei 
Referat 32 – Funkbetrieb / ASDBW 
Nauheimer Straße 99-100 
70372 Stuttgart 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
 
Keine weitere Beteiligung im Verfahren. 



Bebauungsplan Rw 335/20 „Hegneberg – 4. Änderung“  Seite 14 von 41 
 

Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

im Verfahren zu beteiligen. Hierbei geben wir zu beachten, dass auch die Höhe vorübergehend aufgestellter 
Einrichtungen (wie z.B. ein Kran), punktuelle Anlagen sowie technische Dachaufbauten ausschlaggebend sind. 

6. Bundesnetzagentur 
Referat 226 
Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin  

Anregung vom 24.07.2024 

 Wie eben telefonisch besprochen, handelt es sich um eine Planung mit einer Bauhöhe von unter 20 Metern. Da 
eine Betroffenheit des Richtfunks durch die Planung unwahrscheinlich ist, erfolgt  
unsererseits keine weitere Bewertung. Ein möglicher Grund dafür ist:  
 
 1. Die Baumaßnahme weist eine geringe Bauhöhe auf. Es handelt sich dabei um einen Bebauungsplan mit 
einer Bauhöhe von unter 20 Meter oder um eine Solar- bzw. Photovoltaik-Freifläche oder um sonstige Planung 
mit geringer Bauhöhe, z. B. Flurbereinigung, Gastransportleitung. Eine Richtfunk-Untersuchung zu solchen 
Planungen ist nicht erforderlich.  
 
2. Die Bauhöhe ist unbekannt oder bleibt unverändert.  
 
3. Flächennutzungspläne, Regionalpläne, Raumordnungspläne oder Entwicklungsprogramme sind  
planungsrechtliche Maßnahmen, die sich in einem früheren Planungsstadium befinden. Im nachgelagerten 
Verfahren wird konkrete Baumaßnahme erneut angefragt.  
Zudem möchten wir darauf hinweisen, dass die Bundesnetzagentur im Bereich Funkbetroffenheit keine 
Stellungnahme im Sinne des § 4 Abs. 2 BauGB abgibt. Der Aufgabenbereich der Bundesnetzagentur im 
Bereich der Frequenzverwaltung ergibt sich aus den Vorschriften des Teils 6 des Telekommunikationsgesetzes 
(„Frequenzordnung“). Die danach gemäß § 88 TKG bestehende Aufgabe der Bundesnetzagentur zur 
Sicherstellung einer effizienten und störungsfreien Frequenznutzung bezieht sich auf die physikalischen 
Auswirkungen von verschiedenen Frequenznutzungen untereinander, jedoch nicht auf Beeinträchtigungen von 
Frequenznutzungen durch Bauwerke. Letztere sind keine Funkstörungen im Sinne des 
Telekommunikationsgesetzes. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
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 Sofern also die Bundesnetzagentur Informationen über Frequenzzuteilungsnehmer im zu beplanenden Bereich 
übermittelt, geschieht dies nicht in Ausfüllung ihres eigenen Aufgabenbereichs, sondern im Rahmen von 
Amtshilfe nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 VwVfG. Nach § 5 Abs. 3 Nr. 2 VwVfG.  
 
Wir leiten Ihre Anfrage aber in jedem Fall an die zuständigen Stellen bei uns im Hause weiter. Bitte richten Sie 
Anfragen zu oben genannten Planungen ab sofort an die Fachstellen:  
 
- Ausbau der Elektrizitäts-Übertragungsnetze; Bundesnetzagentur, Referat 814, Postfach 80 01, 53105 Bonn; 
E-Mail-Adresse: verfahren.dritter.nabeg@bnetza.de  
 
- Prüf- und Messdienst; Bundesnetzagentur, Referat 511, Canisiusstraße 21, 55122 Mainz;  
E-Mail-Adresse: PMD-BauLp@BNetzA.de 
  
Bei Betroffenheit erhalten Sie von den Fachreferaten eine gesonderte Stellungnahme. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine weitere Beteiligung im Verfahren. 

7. DFS Deutsche Flugsicherung 
Am DFS-Campus 
63225 Langen 

Anregung vom 15.07.2024 

 Durch die oben aufgeführte Planung werden Belange der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH bezüglich § 18a 
Luftverkehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt. Es werden daher unsererseits weder Bedenken noch Anregungen 
vorgebracht. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht notwendig. 
 
Von dieser Stellungnahme bleiben die Aufgaben der Länder gemäß § 31 LuftVG unberührt. 
Wir haben das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) von unserer Stellungnahme informiert.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
 
Keine weitere Beteiligung im Verfahren. 

8. Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) 
Monzastraße 1 
63225 Langen/Hessen 

Anregung vom 24.07.2024 

 Durch die vorgelegte Planung wird der Aufgabenbereich des Bundesaufsichtsamtes für Flugischerung (BAF) als 
Träger öffentlicher Belange im Hinblick auf den Schutz ziviler Flugsicherungseinrichtungen gemäß § 18a 
Luftverkerhsgesetz (LuftVG) nicht berührt.  
 
Diese Beurteilung beruht auf den nach § 18a Abs. 1a, Satz 2 LuftVG angemeldeten Anlagenstandorten und –
schutzbereichen der Flugsicherungsanlagen mit heutigem Stand (Juli 2024).  
 
Es bestehen gegen den vorgelegten Planungsstand keine Einwände.  
 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
 
Keine weitere Beteiligung im Verfahren. 
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Eine weitere Beteiligung des BAF an diesem Planungsvorgang ist nicht erforderlich.  

9. Polizeipräsidium Konstanz 
Führungs- und Einsatzstab – Sachbereich Verkehr 
Stockacher Straße 158 
78532 Tuttlingen 

 

 Nach Prüfung der hier vorliegenden Unterlagen bestehen aus verkehrspolizeilicher Sicht 
seitens des Polizeipräsidiums Konstanz bei derzeitigem Stand grundsätzlich keine Bedenken. 
 
An den Kontenpunkten sind im Anschlussbereich die Sichtfelder nach RASt 06 festzulegen. 
Die Sichtfelder sind entsprechend den vorgegebenen Abmessungen zwischen 0,80 m und 
2,50 m Höhe von ständigen Sichthindernissen, parkenden Fahrzeugen und sichtbehinderndem 
Bewuchs freihalten. 
 
Hinsichtlich der Einfriedung der Grundstücke entlang der öffentlichen Verkehrsfläche sollten 
ebenfalls entsprechende Sichtfenster eingehalten werden. Wie an den Knotenpunkten wird 
auch hier von Seiten des Polizeipräsidiums Konstanz die Auffassung vertreten, dass im Bereich 
von Grundstückszufahrten/- und Ausfahrten die Einfriedung eine Höhe von 0,8 m 
nicht übersteigen soll. Dadurch wird eine ausreichende Sicht auf die öffentliche Verkehrsfläche 
gewährleistet.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Auf eine planzeichnerische Festsetzung von Sichtfeldern 
gemäß der RASt 06 wurde aufgrund der angenommenen 
geringen Notwendigkeit hierfür vorerst verzichtet, da von 
einem Tempolimit 30 im Wohngebiet ausgegangen wird. 
Die abgegebene Anregung wird jedoch im Zuge der 
parallel laufenden Erschließungs- und 
Entwässerungsplanung noch einmal im weiteren 
Aufstellungsverfahren geprüft.  
 
 

 Garagen, deren direkte Zufahrt vom Straßenkörper aus erfolgt, sollten i.d.R. 5 Meter von 
der Straßenaußenkante (Hinterkante Gehweg) abgerückt sein. So sind neben den notwendigen 
Sichtbeziehungen auch eine ausreichende Fläche gegeben, die ein Abstellen des Kfz 
zum Öffnen und Schließen der Garage außerhalb des öffentlichen Verkehrsraums ermöglicht. 

Garagen mit Garagentor sind im städtebaulichen 
Konzept nicht vorhanden und planungsrechtlich nicht 
zulässig. Die Anregung kann nicht aufgenommen werden.  

 Die Planstraßen B, C und D sollen als Mischverkehrsflächen gestaltet werden. 
Hierbei sollte entsprechend der Rast 06 aus Sicherheitsgründen zum Schutz der Fußgänger, 
insbesondere vor Hauseingängen und entlang von Gebäuden, die unmittelbar an den 
Straßenraum angrenzen, Flächen vorhanden sein, die für Kraftfahrzeuge nicht befahrbar 
sind. 
Bei den Planstraße B, C, und D handelt es sich außerdem um Sackgassen. Bei Sackgassen 
muss nach der Rast 06, je nach örtlichen Bedingungen, eine Wendemöglichkeit für 
Müllfahrzeuge vorgesehen werden, die als Platzraum gestaltet werden sollten. 
Für die erforderlichen Wendeanlagen können auch Grundstückszufahrten oder Gehwegüberfahrten 
benutzt werden. Der am Ende der Sackgasse befindliche Platzraum muss von 
den Abmessungen entsprechend geplant werden, dass ein Müllfahrzeug wenden kann. 
Die im Plan eingezeichneten Platzräume scheinen mir hierfür zu klein zu sein.  

Die Baufelder sind von der Straßenkante abgerückt. Die 
angesprochenen Vorflächen sind auf den privaten 
Grundstücksflächen entlang der Straßenkanten 
vorhanden.  
 
Das Verkehrskonzept wurde in der aktuellen Fassung der 
Planzeichnung angepasst. Die Erschließung erfolgt nun 
stellenweise im Ringsystem, wo vorher nur Pkw-
Wendemöglichkeiten vorhanden waren. Die südliche 
Seite der Platzachse bietet außerdem Platz zum Wenden 
eines dreiachsigen Müllfahrzeugs gemäß der RASt06.  
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Der Bebauungsplan wurde im Vorfeld mit der Verkehrsbehörde der Stadt Rottweil besprochen. 

10. Autorisierte Stelle Digitalfunk 
Baden-Württemberg / ASDBW 
Präsidium Technik, Logistik,  
Service der Polizei 
Referat 32 – ASDBW 
Nauheimer Straße 101 
70372 Stuttgart 

Anregung vom 28.07.2024 

 Die Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg ist u.a. mit der Prüfung des BOS-Richtfunknetzes in 
Bezug auf mögliche Störungen desselben durch Bebauung beauftragt. Ihrer Anfrage kann entnommen werden, 
dass es sich um Wohnbebauung bis zu einer max. Gebäudehöhe von 12,5 Meter handelt.  
 
Bebauung bis 20 Meter über dem Boden, incl. aller möglichen Dachaufbauten wie bspw. Photovoltaik oder 
andere technische Einrichtungen die auf Dächern aufgebaut werden können, wird als unkritisch angesehen. 
Insofern sind die Interessen des BOS-Digitalfunk nicht betroffen. Sollte dennoch an irgendeiner Stelle diese 
Höhe erreicht oder überschritten werden, bitten wir um eine erneute Beteiligung unter Zusendung eines 
Landkartenausschnitts, in dem die betroffene Fläche dargestellt ist.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  

 

11. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz  
und Dienstleistungen der Bundeswehr 
Referat Infra I 3 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 

Anregung vom 26.06.2024 

 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. 
Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine 
Einwände.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  

12. ENRW Energieversorgung Rottweil 
GmbH & Co. KG 
In der Au 5 
78628 Rottweil  

Anregung vom 10.07.2024 

11.1 Im östlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans existiert bereits eine Umspannstation der ENRW „1“. Durch 
Arbeiten auf angrenzenden Grundstücken (z.B. Aushub für Tiefgarage) dürfen das Gebäude und unsere 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Versorgungsleitungen nicht gefährdet werden. Bei der Auswahl von Bauverfahren (z.B. Verbau mit 
Rückverankerung) ist dies zu berücksichtigen. 

 
 
Die geplanten Maßnahmen zum Stromnetzausbau werden für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur 
Erzeugung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien, bzw. für den Ausbau der Elektromobilität 
zwingend erforderlich. Diese Maßnahmen liegen somit im überragenden öffentlichen Interesse und dienen 
gemäß § 22 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg der öffentlichen Sicherheit. 
 
 

Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
 
Nachtrag: Aufgrund der Anpassungen der aktuellen 
Planzeichnung ist der Weg von der Umspannstation 1 zur 
Planstraße A nicht mehr als öffentliche Verkehrsfläche 
vorgesehen. Zum Schutz der darunter befindlichen 
Versorgungsleitungen wurde am Standort ein 
Leitungsrecht für die Versorgungsträger in der 
Planzeichnung aufgenommen.  

11.2 Deshalb bitte wir darum, innerhalb des Baugebietes einen weiteren Standort für Kabelverteiler (rot 
dargestellt) auszuweisen. Erweitern Sie bitte den öffentlichen Bereich (ca. 1,0x1,0m Fläche) auf den 
angrenzenden Bauplatz gemäß nachfolgendem Plan. Dann könnte eine Errichtung auf Basis des bestehen 
Konzessionsvertrages mit der Stadt Rottweil erfolgen. 
Alternativ wäre auch eine Ausweisung von Versorgungsflächen nach §9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB auf dem 
benachbarten Grundstück und eine dingliche Sicherung des Kabelverteilers im Grundbuch vor Veräußerung 
des Baugrundstücks durch die Stadt möglich. 

Anregung wird aufgenommen. 
 
Der eingezeichnete Standort für Kabelverteiler kann aus 
städtebaulichen Gründen allerdings nicht übernommen 
werden. Die Standorte der Kabelverteiler wurden mit 
der ENRW abgestimmt und an anderer Stelle 
vorgesehen. 
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11.3 Am östlichen Rand des Geltungsbereiches muss ein bestehender Kabelverteiler zurückgebaut und entlang des 
Straßenbereichs wieder erstellt werden. Einen aus unserer Sicht geeigneten Standort haben wir in 
nachfolgendem Plan dargestellt. 

 
 
Auch hier bitten wir darum, den öffentlichen Bereich auf die angrenzende Grünfläche zu erweitern (ca. 
1,0x1,0m Fläche). 
Alternativ wäre auch hier eine Ausweisung von Versorgungsflächen nach §9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB auf dem 
benachbarten Grundstück und eine dingliche Sicherung des Kabelverteilers im Grundbuch möglich. 

Anregung wird aufgenommen. 
 
Der eingezeichnete Standort für Kabelverteiler kann aus 
städtebaulichen Gründen allerdings nicht übernommen 
werden. Die Standorte der Kabelverteiler wurden mit 
der ENRW abgestimmt und an anderer Stelle 
vorgesehen. 



Bebauungsplan Rw 335/20 „Hegneberg – 4. Änderung“  Seite 20 von 41 
 

Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

11.4 Für jedes „Areal“ wird seitens der ENRW lediglich ein Netzanschluss (jeweils Strom, Wasser, Wärme) im Zuge 
der Baugebietserschließung vorgesehen. Die Vorverlegungen auf die Grundstücke verlaufen von der 
Planstraße A bzw. in deren Verlängerung Planstraße F her. Gemäß DIN 18012 sind durch den jeweiligen 
Bauherrn geeignete Hausanschlussräume an der Außenwand zur Planstraße A/F vorzusehen. 
Beim Stromanschluss für das „Areal“ neben der Umspannstation1 wird hiervon jedoch abgewichen. Hier erfolgt 
die Stromversorgung direkt aus der bestehenden Umspannstation „1“. Bei der Planung des Hausanschluss-
/Technikraums ist dies zu berücksichtigen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Dieser Umstand wird allerdings nicht in den Bauleitplan 
aufgenommen. Hier handelt es sich um Belange der 
Bauausführung durch die jeweiligen Bauherren in 
Absprache mit der ENRW.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  

11.5 Bei dem angedachten Stationsplatz „3“ wurde die Längsseite der benötigten Fläche um 90° von der 
Planstraße A in das Baugrundstück gedreht. 
Da sämtliche Türen und Kabeleinführungen auf der langen Frontseite der Umspannstation angebracht sind, 
wird deshalb ein Geh-, Fahr und Leitungsrecht mit einer Breite von 3,0m auf dem angrenzenden Baugrundstück 
benötigt. Dies bitten wir gemäß §9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB zu berücksichtigen. 

 
 
Die Erweiterung des bestehenden Wärmenetzes im Bereich Hegneberg wird von der Stadt Rottweil gewünscht 
und ist seitens der ENRW GmbH angedacht. Die hierfür erforderliche Wärmezentrale, kann jedoch nicht im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes untergebracht werden.  
Evtl. besteht jedoch die Option den Standort der Energiezentrale auf einer Fläche zwischen dem Anwesen 
Haaser (Hegneberg 2) und der Oberndorfer Straße zu erstellen. 

Anregung wird aufgenommen.  
 
Die Fläche wird um 90° zurückgedreht.  
Nach telefonischer Rücksprache mit der ENRW wurde auf 
die Auskragung von geöffneten Türen auf die 
Verkehrsfläche verwiesen. Im aktualisierten Planentwurf 
ist entlang der nördlichen Straßenkante der Planstraße A 
nun ein Fußweg geplant. Ein Auskragen von Türen der 
Trafo-Station wird als unbedenklich angesehen, da mehr 
als ein halber Meter Platz zum Ausweichen für 
Fußgänger vorhanden wäre. Der motorisierte Verkehr ist 
nicht betroffen.  
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11.6 Damit eine Anbindung der Versorgungsleitungen an die Wärmezentrale möglich wird, müssen voraussichtlich 
von der Planstraße F in nördliche Richtung Versorgungsleitungen verlegt werden. Deshalb bitten wir auf Basis 
des §9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB darum, dass im B-Plan ein Leitungsrecht mit einer Breite von 4,0m gemäß 
nachfolgendem Plan zugunsten der ENRW GmbH & Co. KG ausgewiesen wird. 

 
 
Sämtliche Vorab genannten Versorgungsflächen, bzw. Bereiche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten bitten wir 
in die Planzeichnung und den Textteil des Bebauungsplanes mit aufzunehmen. 

  
Die Leitungsverlegungen erfolgen auf Basis der DIN 1998 (Unterbringung von Leitungen und Anlagen in 
öffentlichen Flächen). Insbesondere durch die entlang der öffentlichen Flächen dargestellten Bepflanzungen 
dürfen unsere bestehenden und geplanten Versorgungsanlagen nicht gefährdet und notwendige 
Aufgrabungen anlässlich von Störungsbeseitigungen behindert werden. Wir weisen darauf hin, dass bei der 
Planung neuer Baumstandorte das DVGW Merkblatt GW 125 und die DIN 18920 zu beachten ist. 
Sollten dennoch Pflanzungen im Umfeld unserer bestehenden oder geplanten Versorgungs-leitungen erfolgen, 
sind Wurzelschutzmaßnahmen zu Lasten des Erschließungsträgers vorzusehen. 
  
Abschließend bitten wir Sie, uns auch weiterhin am Verfahren zu beteiligen. 

Anregung wird nicht in den Bebauungsplanentwurf 
aufgenommen.   
 
Bei der angesprochenen Fläche handelt es sich um eine 
öffentliche Grünfläche, die im Besitz der Stadt verbleibt. 
Eine Verlegung von Versorgungsleitungen ist in diesem 
Bereich ohne Weiteres möglich.  
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13. ENRW- Eigenbetrieb Stadtentwässerung 
In der Au 5 
78628 Rottweil 

Anregung vom 26.07.2024 

 Die Belange der Stadtentwässerung sind noch nicht vollständig berücksichtigt. Die Ergänzungen werden wir 
zeitnah mit Ihnen besprechen.  
 
Wir bitten Sie, uns auch weiterhin am Verfahren zu beteiligen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  

14. TransnetBW GmbH 
Heilbronner Str. 51-55 
70173 Stuttgart 

Anregung vom 27.06.2024 

 Im geplanten Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Hegneberg - 4. Änderung" in Rottweil betreibt und plant 
die TransnetBW GmbH keine Höchstspannungsfreileitung. Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen 
vorzubringen. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforderlich.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
 
Keine weitere Beteiligung im Verfahren. 

15. Netze BW GmbH 
Netzentwicklung Projekte - Planungsverfahren 
Schelmenwasenstraße 15 
70567 Stuttgart 

Anregung vom 05.07.2024 

 Im Geltungsbereich der o.g. Bauleitplanung unterhalten bzw. planen wir keine elektrischen Anlagen und keine 
Gasversorgunganlagen. Wir haben daher keine Anregungen oder Bedenken vorzubringen.  
 
Abschließend bitten wir, uns nicht weiter am Verfahren zu beteiligen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
 
Keine weitere Beteiligung im Verfahren. 

16. badenovaNETZE GmbH 
Tullastraße 61 
79108 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 02.07.2024 

 Einwendungen: keine 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstandes und des Zeitrahmens: keine 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 



Bebauungsplan Rw 335/20 „Hegneberg – 4. Änderung“  Seite 23 von 41 
 

Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, 
jeweils mit Begründung und Rechtsgrundlagen: keine 

Bebauungsplanentwurf.  

17. terranets bw 
Planauskunft 
Am Wallgraben 135 
70565 Stuttgart 

Anregung vom 21.06.2024 

 Unsere Leitungsauskunft wurde umgestellt, bitte nutzen Sie für Anfragen und Beteiligungen zu unten genannten 
Themen, unseren unten aufgeführten Link zur kostenlosen Beteiligung / Leitungsauskunft.  
 
Anfragen sowie Beteiligungen zu den Themen: Leitungsauskünfte, Bebauungspläne, Planungsanfragen, 
Koordinierungsanfragen, Flächennutzungsplanänderungen, Flurneuordnungen,  
Planfeststellungsverfahren usw. sind ausschließlich über das BIL-Portal https://portal.bil-leitungsauskunft.de 
einzuholen.  
 
Bitte melden Sie sich einmalig an, sie erhalten dann in Kürze einen Zugang. Mittels der BIL Online-
Leitungsauskunft, erfahren Sie zukünftig schnellstmöglich, ob im fraglichen Bereich Leitungen unseres 
Unternehmens, mit aktuell parallel über 90 anderen Netzbetreibern vorhanden sind, und das alles mit nur 
einer Anfrage. 
 
Das BIL-Online-Portal der BIL eG ist ein Bundesweites Informationssystem zur Leitungsrecherche und stellt eine 
umfassende branchenübergreifende Online-Leitungsauskunft bereit. Die Nutzung der BIL-Leitungsauskunft ist 
für Sie kostenlos und ermöglicht Ihnen, Ihre Bauanfrage direkt online einfach und schnell zu formulieren. Ihr 
Vorteil: Sie müssen Ihre Bauanfrage nur einmalig formulieren und erreichen direkt alle an BIL teilnehmenden 
Leitungsbetreiber.  
 
Sind wir für Ihren angefragten Bereich nicht zuständig, erhalten Sie unmittelbar über BIL eine Negativauskunft.  
 
Ein weiterer Vorteil für Sie: Sie können Ihre in BIL eingestellte Bauanfrage über eine E-Mail-
Weiterleitungsfunktion direkt an weitere Leitungsbetreiber versenden, die derzeit noch nicht in BIL organisiert 
sind. Eine Stellungnahme erfolgt in diesen Fällen außerhalb des Portals.  
Weitere Informationen über BIL können Sie dem angehängten Infoblatt ”BIL_Flyer-Bauwirtschaft” oder der 
Seite http://bil-leitungsauskunft.de/ entnehmen.  
 
Wir würden uns sehr freuen wenn Sie auch in Zukunft diesen Dienst nutzen würden.  
 
Ihre Vorteile: 

Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
 
Es muss darauf hingewiesen werden, dass für die noch  
anstehende förmliche Beteiligung der Behörden und 
Träger öffentlicher Belange (TöB) Sie nach § 4 Abs 2 
BauGB zur Abgabe Ihrer Stellungnahme mit Aufschluss 
über die von Ihnen beabsichtigten oder bereits 
eingeleiteten Planungen und sonstigen Maßnahmen sowie 
deren zeitlichen Abwicklung verpflichtet sind. Verfügen 
Sie über Informationen, die für die Ermittlung und 
Bewertung des Abwägungsmaterial zweckdienlich sind, 
haben Sie diese Informationen der Gemeinde zur 
Verfügung zu stellen. Das bedeutet, dass die 
Informationen von Ihnen an die Gemeinde zur Verfügung 
zu stellen sind und sich die Gemeinde nicht diese 
Informationen in Eigenverantwortung über ein 
gesellschaftliches Portal erst nach Anmeldung und 
eventueller Freischaltung selbst zu beschaffen hat.  
 
Es werden rund 60 Behörden und TöB zur Stellungnahme 
aufgefordert. Würden alle TöB eine Anmeldung und 
Antragstellung auf einem eigenen Internetportal 
verlangen, würde dies einen erheblichen Arbeitsaufwand 
für das Beteiligungsverfahren nach sich ziehen und das 
Bauleitplanverfahren erheblich und auf unzumutbare 
Weise verzögern.  
 
Bitte Stellen Sie zukünftig alle relevanten Informationen 
der Gemeinde nach eingereichter Aufforderung zur 
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Schnelle Verfügbarkeit der Planauskunft 
Freie Gebietsauswahl und Anpassung der Abfrage 
Kostenfreier Service 
 
Wir bitten um Verständnis und bedanken uns für Ihre Mithilfe. 

Stellungnahme direkt zur Verfügung.  

18. Deutsche Telekom AG 
PTI 32 / Produktionsmanagement 
Adolf-Kolping-Straße 2-4 
78166 Donaueschingen 

Anregung vom 27.06.2024 

 Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes haben wir keine Einwände.  
Im Planbereich befinden sich am Rand Telekommunikationslinien der Telekom, wie aus beigefügtem Plan 
ersichtlich wird.  
Zur Versorgung des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung 
neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und eventuell auch außerhalb des Plangebiets erforderlich.  
 
Die Telekom prüft nach Ankündigung der Erschließung den Ausbau dieses Neubaugebietes und orientiert sich 
beim Ausbau an den technischen Entwicklungen und Erfordernissen. Insgesamt werden Investitionen nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten geplant. Der Ausbau der Deutschen Telekom erfolgt nur dann, wenn dies aus 
wirtschaftlicher Sicht sinnvoll erscheint oder nach Universaldienstleistungsverpflichtung zwingend ist.  
 
Dies bedeutet aber auch, dass wir, wo bereits eine Infrastruktur eines alternativen Anbieters besteht oder 
geplant ist, nicht automatisch eine zusätzliche, eigene Infrastruktur errichten.  
 
Für einen möglichen Ausbau eines Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und 
den Baumaßnahmen weiterer Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie möglich, 
jedoch mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. Sollte eine rechtzeitige 
Benachrichtigung nicht erfolgen, kann ein Ausbaubeschluss oder eine Erstellung der Projektierung zum Baustart 
nicht garantiert werden. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu den Belangen zum Ausbau von 
Telekommunikationsleitungen ist bereits ein Hinweis (H 
2.8) vorhanden.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

19. Vodafone West GmbH 
Ferdinand-Braun-Platz 1 
40549 Düsseldorf 

Anregung vom 28.06.2024 

 Ihre Anfrage wurde zur Weiterbearbeitung an die zuständige Fachabteilung weitergeleitet, die sich bei 
Bedarf mit Ihnen zu gegebener Zeit in Verbindung setzen wird.  
 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
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Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden Tiefbauunternehmen anzufordern.  
Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar via Internet über die Seite:  
https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html  
Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte einholen.  
Bitte beachten Sie:  
Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz der Vodafone Deutschland GmbH und Vodafone 
GmbH / Vodafone West GmbH angefordert werden. 

Bebauungsplanentwurf. 

20. Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung 
Hauptstraße 163 
70563 Stuttgart 

Anregung vom 25.06.2024 

 Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vorhandene noch  
geplante Anlagen der BWV. Es werden daher keine Bedenken erhoben. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

21. Gemeinde Dietingen 
Herrn Bürgermeister Scholz 
Rathaus 
78661 Dietingen 

Anregung vom 16.07.2024 

 Wir teilen Ihnen im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung im Bebauungsplanverfahren „Hegneberg – 
4. Änderung” (Rw 335/20) mit, dass die Gemeinde Dietingen von den Planungen nicht ersichtlich tangiert wird 
und gegen die Planungsabsichten keine Bedenken und Einwände äußert.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

22. Gemeinde Aldingen 
Bauamt 
Marktplatz 5 
78554 Aldingen 

Anregung vom 24.06.2024 

 Herzlichen Dank für die Beteiligung an o.g. Verfahren. 
Die Belange der Gemeinde Aldingen sind nicht berührt. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

23. Regierungspräsidium Freiburg 
Referat 47.2 - Planung/ Anbaurecht 
Freiheitstraße 8 

Anregung vom 25.06.2024 
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Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

78224 Singen 

 Durch den im Betreff genannten BBP sind wir nicht betroffen.  
Wir stimmen dem BBP zu. 
Eine weitere Beteiligung ist nicht notwendig. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
 
Keine weitere Beteiligung im Verfahren. 

24. Regierungspräsidium Freiburg 
Referat 51.1 – Industrie Schwerpunkt Luftreinhaltung 
Schwendistraße 12 
79102 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 15.07.2024 

 Aus Sicht der Referate 54.1 - 54.4 des Regierungspräsidium Freiburg,  
bestehen zu o.g. Vorhaben keine Bedenken. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf.  
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 Keine Anregungen und Bedenken der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 

 Regierungspräsidium Stuttgart 
Referat 46.2 – Luftverkehr und Luftsicherung 
Vermögen und Bau 
Baden-Württemberg 
Bundesnetzagentur Referat 226 
DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 
Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung 
Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Würrtemberg / ASDBW 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz  
und Dienstelistungen der Bundeswehr 
ENRW Eigenbetrieb Stadtentwässerung  
Netze BW GmbH 
TransnetBW GmbH 
badenovaNETZE GmbH 
terranets bw GmbH 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Vodafone GmbH 
Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung 
Gemeinde Dietingen 
Gemeinde Aldingen 

 

Schreiben vom 10.07.2024 
 
Schreiben vom 08.07.2024 
 
Schreiben vom 24.07.2024 
Schreiben vom 15.07.2024 
Schreiben vom 24.07.2024 
Schreiben vom 28.06.2024 
 
Schreiben vom 26.06.2024 
Schreiben vom 26.07.2024 
Schreiben vom 02.07.2024 
Schreiben vom 27.06.2024 
Schreiben vom 02.07.2024 
Schreiben vom 21.06.2024 
Schreiben vom 27.06.2024 
Schreiben vom 28.06.2024 
Schreiben vom 25.06.2024 
Schreiben vom 16.07.2024 
Schreiben vom 24.06.2024 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 Keine Stellungnahme der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz  
Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 46 – Verkehr  
Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 55 – Naturschutz, Recht 
Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 56 – Natuschutz und Landschaftspflege 
Regierungspräsidium Stuttgart – Kampfmittelbeseitigungsdienst, Pfaffenwaldring 1, 70569 Stuttgart 
Zweckverband Verkehrsverbund Schwarzwald-Baar-Heuberg, Am Hopfbühl 2, 78048 Villingen-Schwenningen 
Stadtbus Rottweil GmbH, Berner Feld 6, 78628 Rottweil 
Finanzamt Rottweil, Körnerstraße 28, 78628 Rottweil 
Schulamt Rottweil, Königstraße 36, 78626 Rottweil 
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 Polizeipräsidium Konstanz, Benediktinerplatz 3, 78467 Konstanz 
Regionalverband Schwarzwald-Baar-Heuberg, Winkelstraße 9, 78056 Villingen-Schwenningen 
Handwerkskammer Konstanz, Webersteig 3, 78462 Konstanz 
Industrie- und Handelskammer Schwarzwald-Baar-Heuberg, Albert-Schweitzer-Straße 7, 78052 Villingen-Schwenningen 
Einzelhandelsverband Baden-Württemberg e.V., Neue Weinsteige 44, 70180 Stuttgart 
Gewerbe- und Handelsverein Rottweil e.V., Durschstraße 91, 78628 Rottweil 
ALBA Süd GmbH & Co. KG, Steigle 1, 78658 Zimmern ob Rottweil 
Zweckverband Gasfernversorgung Baar und Zweckverband Keckquellen, Pforzheimer Straße 1, 78048 Villingen-Schwenningen 
Gemeinde Deißlingen 
Gemeinde Wellendingen 
Gemeinde Zimmern ob Rottweil 
Gemeindeverwaltung Frittlingen 
Gemeindeverwaltungsverband Villingendorf 
Gemeindeverwaltungsverband Oberes Schlichemtal, Schillerstraße 29, 72355 Schömberg 
Stadtverwaltung Schömberg 
Landesnatuschutzverband Baden-Württemberg, Olgastraße 19, 70182 Stuttgart 
Landesverband NABU Baden-Württemberg,Tübinger Straße 15, 70178 Stuttgart 
BUND-Regionalgeschäftsstelle Schwarzwald-Baar-Heuberg, Neckarstraße 120, 78056 Villingen-Schwenningen 
BUND Ortsverband Rottweil und Umgebung, Horgener Straße 51, 78628 Rottweil 
NABU Ortsgruppe Rottweil / Göllsdorf, Pflumholzstraße 78, 78628 Rottweil 
Lokale Agenda 21 Rottweil AK Klimaschutz, Durschstraße 93, 78628 Rottweil 
Lokale Agenda 21 Rottweil AK Umwelt, Schubertstraße 8, 78658 Zimmern o.R.  
Lokale Agenda 21 Rottweil AK Radkultur, Rottwweiler Straße 13.1, 78628 Rottweil 
Behindertenbeauftragter der Stadt Rottweil, Charlottenwäldle 28, 78628 Rottweil 

 

 
 

B Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
gem. § 3 (1) BauGB 

 

 
keine 
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C Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 

Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

1. Regierungspräsidium Freiburg 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau – Abteilung 9 
79083 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 20.08.2025 

 Bebauungsplan Rw 335-20 "Hegneberg - 4. Änderung" , Stadt Rottweil; 
hier: Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
Ihr Schreiben vom 01.08.2025 
 
Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) im Regierungspräsidium Freiburg nimmt auf 
Grundlage der ihm vorliegenden Informationen und seiner regionalen Kenntnisse zu den 
Aufgabenbereichen, die durch das Vorhaben berührt werden, wie folgt Stellung: 

- 

1.1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen 
Geologie 
Im Untergrund des Plangebietes liegen die Festgesteinseinheiten "Grabfeld-Formation 
(Gipskeuper)" und "Erfurt-Formation (Lettenkeuper)" vor. 
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte von 
Baden-Württemberg 1 : 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. 
Nähere Informationen zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen 
Informationsportale LGRBwissen und LithoLex. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

1.2. Geochemie 
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden- 
Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den geogenen 
Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen Informationsportal LGRBwissen beschrieben. 

 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

1.3. Bodenkunde 
Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürlichen Bodenfunktionen 
nach § 2 Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können in Form der Bodenkundlichen Karte 1 : 50 
000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. Des Weiteren sollte vorrangig die Bodenfunktionsbewertung auf 
Grundlage der Bodenschätzungsdaten verwendet werden, da diese im Vergleich zur BK50 lokale 
Bodeneigenschaften abbilden. Sollte für das Plangebiet keine Bodenfunktionsbewertung nach digitaler 
Bodenschätzung vorliegen, ist die Bodenfunktionsbewertung nach ALK und ALB heranzuziehen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Ein Bodenschutzkonzept ist nicht Bestandteil der 
Bebauungsplanung. Dieses wird im Zuge der 
Ausführungsplanung erstellt werden.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
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Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Bodenschutz- und 
Altlastengesetz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu 
achten. 
Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz 
(LBodSchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte 
oder unbebaute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept 
zur Gewährleistung des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs mit 
dem Boden im Rahmen der weiteren Vorhabenplanung bzw. -durchführung zu erstellen 
ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach DIN 19639 wird empfohlen. 
Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 mÑ Bodenüberschussmassen 
entstehen, so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) 
geforderten Abfallverwertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 
LKreiWiG zu achten, um so die Bodenfunktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten. 
Mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sollte abgestimmt werden, welche 
konkreten bodenschutzfachlichen Vorgaben umzusetzen sind. 

Bebauungsplanentwurf. 

1.4. Angewandte Geologie 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, 
Detailgutachten oder ein hydrogeologischer bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin 
getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

1.5. Ingenieurgeologie 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Übernahme der 
folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen 
(bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu 
rechnen. Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) 
sind nicht auszuschließen. Nach Auswertung des digitalen Geländemodells befinden 
sich Verkarstungsstrukturen in der näheren Umgebung (ca. 100 m südlich). Sollte eine Versickerung der 
anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich 
zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung 
eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer 
Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte 
von der Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-
Systeme zur 
Versickerung) Abstand genommen werden. In Anbetracht der Größe des Plangebiets geht das LGRB 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Ein entsprechender Hinweis ist im Bebauungsplanentwurf 
bereits vorhanden.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
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Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

davon aus, dass eine ingenieurgeologische Übersichtsbegutachtung durch ein privates Ingenieurbüro 
durchgeführt wurde/wird. Darin sollten die generellen Baugrundverhältnisse untersucht sowie allgemeine 
Empfehlungen zur Erschließung und Bebauung abgegeben werden. Ferner sollten darin die 
Notwendigkeit und der Umfang objektbezogener Baugrundgutachten gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 beschrieben werden. 

1.6. Hydrogeologie 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das 
LGRB statt. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

1.7. Geothermie 
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen sind im 
Informationssystem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. 
ISONG liefert erste Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geothermischen 
Nutzung des Untergrundes mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. 
Bitte nehmen Sie vor Verwendung des Informationssystems die Erläuterungen zur 
Kenntnis. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

1.8. Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

1.9. Landesbergdirektion 
Bergbau 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwendungen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

1.10. Allgemeine Hinweise 
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach 
Geologiedatengesetz (GeolDG) 
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den 
Bestimmungen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber 
dem LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 
 
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet 
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informationen 
können fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
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Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen. 
Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

2. Regierungspräsidium Stuttgart  
Referat 16 – Polizeirecht, Feuerwehr, Katastrophenschutz, Rettungsdienst, KMBD 
Ruppmannstraße 21 
70565 Stuttgart 

Anregung vom 20.08.2025 

 Aufgrund der umfassenden Kriegsschäden und Bombardierungen während des Zweiten Weltkriegs ist es 
ratsam, vor jeder Baumaßnahme eine Gefahrenverdachtserforschung durchzuführen. Dazu gehört die 
Auswertung von Luftbildern der Alliierten, um mögliche Kampfmittelbelastungen zu identifizieren. Alle 
unbeurteilten Bauflächen gelten daher als potenzielle Kampfmittelverdachtsflächen. Seit dem 2. Januar 
2008 bietet der Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg Luftbildauswertungen für Dritte auf 
vertraglicher Basis an. Diese Dienstleistung ist jedoch kostenpflichtig. 
Um eine solche Auswertung zu beantragen, müssen Sie unseren Vordruck verwenden, 
der auf der Website des Regierungspräsidiums Stuttgart unter Formulare und weitere Informationen - 
Regierungspräsidien Baden-Württemberg heruntergeladen werden kann. 
Bitte beachten Sie, dass die Bearbeitungszeit derzeit mindestens 42 Wochen ab Auftragseingang 
beträgt. Der Kampfmittelbeseitigungsdienst wird nicht weiter am Verfahren beteiligt, d.h. es gibt keine 
Einladung zum Erörterungstermin, keine Informationen über Planänderungen und keine Übersendung des 
Planfeststellungsbeschlusses. 
Eine Abweichung von der angegebenen Bearbeitungszeit ist nur in dringenden Fällen (Gefahr in Verzug) 
möglich. 
Wir weisen Sie darauf hin, dass sich die Aufgaben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes Baden-
Württemberg auf die Entschärfung, den Transport und die Vernichtung von Kampfmitteln beschränken. 
Die Beratung von Grundstückseigentümern, die Suche nach- und die Bergung von Kampfmitteln kann vom 
Kampfmittelbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner Kapazität gegen vollständige Kostenerstattung 
übernommen werden. Soweit der Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht tätig werden kann, sind für diese 
Aufgaben gewerbliche Unternehmen zu beauftragen. 
Siehe VwV-Kampfmittelbeseitigungsdienst des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 31.08.2013 
(GABl. S. 342) 
 
 
 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Da im Bebauungsplangebiet bereits Planungsrecht in Form 
eines rechtsgültigen Bebauungsplan bestand wurde auf die 
mindestens 42 Wochen andauernde Luftbildauswertung 
verzichtet.   
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

3. Regierungspräsidium Stuttgart 
Referat 46.2 – Luftverkehr, Flugplätze und Flugbetrieb 

Anregung vom 27.08.2025 
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Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

Industriestraße 5 
70565 Stuttgart 

 Nach eingehender Prüfung stellen wir fest, dass luftrechtliche und luftfahrttechnische Belange nicht 
betroffen sind. 
Wir stimmen daher dem o.g. Vorhaben zu. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

4. Landratsamt Rottweil 
Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt 
Herrn Auber 
Postfach 1462 
78614 Rottweil 

Anregung vom 09.09.2025 

4.1. Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt 
Untere Naturschutzbehörde 
Die Anregungen der unteren Naturschutzbehörde aus der frühzeitigen Beteiligung wurden 
weitestgehend berücksichtigt und in die vorliegende Planung eingearbeitet. Die untere 
Naturschutzbehörde hat insofern keine weiteren Anregungen oder Bedenken. 
 
Die untere Naturschutzbehörde erlaubt sich darauf hinzuweisen, dass der artenschutzrechtlich 
erforderliche, planexterne, mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmte Ausgleich für die 
Feldlerche zum Zeitpunkt der Wirksamkeit des Eingriffs der Feldlerche als Ausweichhabitat zur 
Verfügung stehen muss. Diese planexterne Maßnahme ist über einen öffentlich-rechtlichen Vertrag 
zwischen der Stadt Rottweil und dem Landratsamt zu sichern. Der Vertrag muss zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses rechtswirksam sein. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
 
 
Berücksichtigung: 
Zum Satzungsbeschluss wird ein öffentlich-rechtlicher Vertrag 
zwischen der Stadt Rottweil und dem Landratsam geschlossen. 
Im Vertrag wird u.a. geregelt das es sich um eine 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme handelt. Ein 
entsprechender Hinweis, wurde im Umweltbericht zum 
Satzungsbeschluss ergänzt (vergl. UB Kap. 7).   
 

4.2. Gewerbeaufsichtsamt 
Im vorliegenden Bebauungsplanentwurf wurde die Anregung der Gewerbeaufsicht im Wesentlichen 
aufgegriffen, auf den LAI-Leitfaden zu stationären Geräten hinzuweisen. 
Bedenken gegen oder weitere Anregungen zum Bebauungsplanentwurf bestehen nicht. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

4.3. Brandschutzsachverständige 
Zum o. g. Bebauungsplan wird keine neue Stellung genommen. Die bisherige Stellungnahme bleibt 
bestehen. Wir weisen darauf hin, dass in der Planung die Brandschutzdienststelle frühzeitig involviert 
werden sollte. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

4.4. Eigenbetrieb Abfallwirtschaft 
Stellungnahme wird ggfs. nachgereicht. 

Stellungnahmen, die nach Ablauf der im Anschreiben 
erwähnten Beteiligungsfrist abgegeben werden, können nicht 
berücksichtigt werden.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
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4.5. Flurneuordnungs- und Vermessungsamt 
Laufende oder beantragte Flurneuordnungs- oder Baulandumlegungsverfahren sind von dem geplanten 
Vorhaben nicht betroffen.  
Für die Umsetzung eines gesetzlichen Umlegungsverfahrens wird um frühzeitige Beteiligung gebeten. 
Ansonsten ist eine weitere Beteiligung am Genehmigungsverfahren nicht erforderlich. 
Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

4.6. Landwirtschaftsamt 
Im Nordwesten der Stadt Rottweil soll das bestehende Wohngebiet „Hegneberg“ erweitert 
werden. Der Geltungsbereich des BPl „Hegneberg – 4. Änderung“ umfasst die oben genannten 
Flurstücke und beläuft sich auf eine Gesamtfläche von ca. 4,35 ha. Der überwiegende Teil, ca. 3 ha, der 
beanspruchten Fläche wird bisher als Acker- bzw. Grünland von zwei landwirtschaftlichen Betrieben 
bewirtschaftet. 
Aus landwirtschaftlicher Sicht wird der Flächenverlust bedauert. 
Gegen die bislang vorliegenden Planungen bestehen generell keine Bedenken und Anregungen.  
Laut Umweltbericht kann der Eingriff nicht vollständig innerhalb des Plangebiets ausgeglichen werden, so 
dass weitere Maßnahmen planextern zur Kompensation des Eingriffs erforderlich werden. Geplant ist 
die Umsetzung einer CEF-Maßnahme auf den Flurstücken 1079 und 1080 in Rottweil Gemarkung 
Göllsdorf. Auf diesen Ackerflächen (ca. 0,4 ha) soll mittels einer Brache ein Bruthabitat für Feldlerchen 
entwickelt werden. 
Wir bitten das Vorhaben eng mit dem aktuellen Bewirtschafter der Fläche abzustimmen. 
Damit sich keine problematischen Ackerunkräuter (z.B. Ackerkratzdistel, Jakobkreuzkraut) 
entwickeln und ausbreiten, ist ein regelmäßiges Monitoring der Ausgleichsmaßnahme durchzuführen.  
 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde wird 
weiter aufrecht erhalten. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

4.7. Umweltschutzamt 
Zu dem vorliegenden Bebauungsplan nehmen wir wie folgt Stellung: 
Abwasserbeseitigung 
Dem Abwägungsprotokoll wird aus abwassertechnischer Sicht zugestimmt. Die Entwässerungsplanung ist, 
wie in der vorherigen Stellungnahme ausgeführt, mit dem Umweltschutzamt abzustimmen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Abstimmung mit dem Umweltschutzamt wird weiter 
aufrecht erhalten. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

4.8. Bodenschutz 
Bodenschutzkonzept 
Bei der Interpretation der Stellungnahme des Umweltschutzamts zum Bodenschutz im 
Rahmen der „Auswertung der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange und Abwägung der Stellungnahmen“ liegt ein Fehler vor. Die Forderung eines 
Bodenschutzkonzepts auf Grundlage des §2 Abs.3 LBodSchAG bezieht sich explizit und 
wie unten beschrieben auf die Erschließungsflächen. Das bedeutet, dass ein Bodenschutzkonzept vor dem 
Beginn der Erdarbeiten zur Erschließung dem Umweltschutzamt zur Prüfung vorzulegen ist. Diese 
Auslegung ist auch aus einer einschlägigen Handreichung der höheren Bodenschutzbehörde zum §2 
LBodSchAG beschrieben. Insofern bleibt die Stellungnahme als Forderung bestehen:  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Ein Bodenschutzkonzept ist nicht Bestandteil der 
Bebauungsplanung. Dieses wird im Zuge der 
Ausführungsplanung erstellt werden.  
 
Der Eingriffsausgleich ist mit der Unteren Naturschutzbehörde 
abgestimmt. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
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Mit Bezug auf die Flächenbilanz in der Begründung zum Bebauungsplan ist gemäß §2 
Abs.3 LBodSchAG ein Bodenschutzkonzept für die Erd-/Bodenarbeiten zu erstellen, die im 
Rahmen der Erschließung des Wohngebiets (Straßen-, Leitungsbau etc.) vorgenommen 
werden. 
Das standortbezogene Bodenschutzkonzept ist gemäß den Vorgaben der DIN 19639 von 
einem bodenkundlich qualifizierten Fachgutachter zu erstellen und 6 Wochen vor Baubeginn dem 
Umweltschutzamt vorzulegen. Der beauftragte Fachgutachter muss die erforderliche Qualifikation gem. DIN 
19639 erfüllen. 
 
Eine Forderung von Bodenschutzkonzepten für die Einzelbaumaßnahmen erfolgt ggf. nach 
Prüfung im Rahmen des Baugesuchs.  
 
 
Eingriffsausgleich 
Ob der erforderliche Eingriffsausgleich in den Naturhaushalt (hier Boden) mit der unten 
genannten Begründung („Umweltbericht mit integriertem Grünordnungsplan“, Kap. 8) abgegolten oder 
inkludiert ist, kann nicht bewertet werden. Hierzu ist die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
zu beachten. 
 
Der B-Plan „Hegneberg 4. Änderung“ überlagert den rechtskräftigen B-Plan RW231/92. 
Gemäß §1 Abs. 3 BauGB ist ein naturschutzrechtlicher Ausgleich nicht erforderlich, soweit 
Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. 

Bebauungsplanentwurf. 

4.9. Grundwasserschutz 
Dem Abwägungsprotokoll wird zugestimmt. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

4.10. Zusammenfassung 
Das geforderte Bodenschutzkonzept ist dem Umweltschutzamt rechtzeitig zur Prüfung vorzulegen. Sofern 
die vorgebrachten Anregungen und Bedenken des Umweltschutzamtes 
bei der weiteren Planung und Bebauung eingehalten und beachtet werden, bestehen von 
hier aus keine grundsätzlichen Einwendungen gegen die Aufstellung des Bebauungsplans. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Das Bodenschutzkonzept wird im Zuge der 
Ausführungsplanung erstellt. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

5. Polizeipräsidium Konstanz 
Führungs- und Einsatzstab – Sachbereich Verkehr 
Stockacher Straße 158 
78532 Tuttlingen 

Anregung vom 27.08.2025 

 Nach Prüfung der hier vorliegenden Unterlagen bestehen aus verkehrspolizeilicher 
Sicht seitens des Polizeipräsidiums Konstanz bei derzeitigem Stand grundsätzlich keine Bedenken. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Aus verkehrspolizeilicher Sicht gibt es aufgrund der Änderung des Plans zur frühzeitigen 
Behördenbeteiligung gemäß § 4 (1) BauGB folgende Anmerkungen zum Bebauungsplan. 
Die Planstraßen C und D sollen als verkehrsberuhigte Mischverkehrsflächen ausgestaltet 
werden. Aufgrund ihrer Lage und Länge erscheint dies grundsätzlich möglich. Verkehrsberuhigte Bereiche 
sind durch die Verkehrszeichen 325.1/325.2 StVO 
gekennzeichnet. 
Bei deren Einrichtung sind die baulichen, rechtlichen und tatsächlichen Vorgaben gemäß VwV-StVO zu 
den Zeichen 325.1/325.2 StVO zwingend zu berücksichtigen und umzusetzen. Insbesondere ist zu 
beachten, dass das Parken außerhalb der dafür 
vorgesehenen Flächen unzulässig ist – ausgenommen ist lediglich das Ein- und 
Aussteigen sowie das Be- und Entladen. 
Die VwV-StVO stellt klar, dass VZ 325.1 nur dann angeordnet werden darf, wenn Vorsorge für den 
ruhenden Verkehr getroffen wurde. Dies betrifft nicht nur die Stellplätze für Anwohner, sondern auch 
öffentliche Parkmöglichkeiten. In beiden Straßen sind im vorliegenden Plan jedoch keine Parkplätze 
eingezeichnet. Da die Planstraßen C und D mit einer Breite von 5,80 m geplant sind, ist davon 
auszugehen, dass die Flächen für den ruhenden Verkehr zu einem späteren Zeitpunkt noch festgelegt 
werden. 
Das Verkehrsgutachten der IGV kommt zu dem Ergebnis, dass der durch das Baugebiet 
entstehende Mehrverkehr vom bestehenden Kreisverkehr aufgenommen werden kann. 
Problematisch ist jedoch, dass das Wohngebiet derzeit nur über eine einzige Zufahrt 
erschlossen wird. Sollte diese gesperrt sein, wäre das Gebiet nur eingeschränkt erreichbar. Durch die 
bestehenden Wirtschaftswege gibt es für einen solchen Fall aber zumindest Ausweichstrecken, die 
genutzt werden könnten. 

Die ordnungsrechtlichen Belange der Straßenverkehrsregeln 
werden wie in der Stellungnahme erwähnt zu einem späteren 
Zeitpunkt und außerhalb des Bebauungsplanverfahrens 
behandelt.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

6. Autorisierte Stelle Digitalfunk 
Baden-Württemberg / ASDBW 
Präsidium Technik, Logistik,  
Service der Polizei 
Referat 32 – ASDBW 
Nauheimer Straße 101 
70372 Stuttgart 

Anregung vom 05.08.2025 

 Die Überprüfung der von Ihnen übersandten Daten hat zum Ergebnis geführt, dass die Interessen des 
Digitalfunks BOS bei dem im Betreff genannten Vorhaben nicht betroffen sind. 
Für weitere Abstimmungen und auch Rückfragen stehen wir gern zur Verfügung.  
 
 
 
 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
 
 

 
7. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz  

und Dienstleistungen der Bundeswehr 
Anregung vom 14.08.2025 
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Referat Infra I 3 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 

 Hiermit erhalte ich die bereits abgegebene Stellungnahme vom 26.06.2024 (Fall V-0560-25 BBP) zu 
o.g. Beteiligung aufrecht. 

In der angesprochenen Stellungnahme vom 26.6.2024 
wurden von der Bundeswehr keine Einwände erhoben. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

8. ENRW Energieversorgung Rottweil 
GmbH & Co. KG 
Stuttgarter Straße 80-82 
78628 Rottweil 

Anregung vom 05.08.2025 

 Die Anregungen aus unserer Stellungnahme vom 10.07.2024 wurden im Wesentlichen berücksichtigt. 
Unsere Stellungnahme hat nach wie vor Gültigkeit. 
Beteiligen Sie uns bitte auch weiterhin am Verfahren. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

9. ENRW Eigenbetrieb Stadtentwässerung 
Stuttgarter Straße 80-82 
78628 Rottweil 

Anregung vom 26.08.2025 

 Seitens des ENRW Eigenbetriebes Stadtentwässerung bestehen keine Einwände gegen den 
Bebauungsplan. Die Belange der Stadtentwässerung sind gebührend berücksichtigt. 
Aufgrund der Planung und Absprachen gehen wir davon aus, die Entwässerung jeweils Quartiersweise 
vorzusehen. 
Wir bitten Sie, uns auch weiterhin am Verfahren zu beteiligen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

10. badenovaNETZE GmbH 
Tullastraße 61 
79108 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 07.08.2025 

 Einwendungen : keine 
 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstandes und des Zeitrahmens: keine 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach 
Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und Rechtsgrundlage: keine 
 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

11. terranets bw 
Technische Auskunft Rohrleitungen 
Am Wallgraben 135 
70565 Stuttgart 

Anregung vom 05.08.2025 
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 Im Geltungsbereich des oben genannten Bebauungsplanes (gilt nur für rot markierten Bereich) liegen 
keine Anlagen der terranets bw GmbH sowie des Zweckverbandes Gasversorgung Oberschwaben 
(GVO), so dass wir von dieser Maßnahme nicht betroffen werden. 
Eine Beteiligung am weiteren Verfahren ist nicht erforderlich.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

12. Deutsche Telekom Technik GmbH 
PTI 32 / Strukturplanung Breitband 
Adolf-Kolping-Straße 2-4 
78166 Donaueschingen 

Anregung vom 11.08.2025 

 Zum o. g. Bebauungsplan haben wir im Juni 2024 bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
Stellung bezogen. Diese Stellungnahme gilt bis auf weiteres uneingeschränkt. 
Unsere Anregungen wurden im Abwägungsprotokoll vermerkt, daher haben wir zum aktuellen 
Bebauungsplan keine Einwände. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

13. Vodafone West GmbH 
Ferdinand-Braun-Platz 1 
40549 Düsseldorf 

Anregung vom 01.09.2025 

 Ihre Anfrage wurde zur Weiterbearbeitung an die zuständige Fachabteilung weitergeleitet, die sich bei 
Bedarf mit Ihnen zu gegebener Zeit in Verbindung setzen wird. 

Stellungnahmen, die nach Ablauf der im Anschreiben 
erwähnten Beteiligungsfrist abgegeben werden, können nicht 
berücksichtigt werden.  
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
 
 
 

14. Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung 
Hauptstraße 163 
70563 Stuttgart 

Anregung vom 21.08.2025 

 Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vorhandene noch geplante Anlagen der BWV. Es 
werden daher keine Bedenken erhoben. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

15. Gemeinde Dietingen 
Bürgermeisteramt 
Kirchplatz 1 
78661 Dietingen 

Anregung vom 21.08.2025 

 Wir teilen Ihnen im Rahmen der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB im 
Bebauungsplanverfahren „Hegneberg – 4. Änderung“ (Rw 335/20) mit, dass die Gemeinde Dietingen 
von den Planungen nicht ersichtlich tangiert wird und gegen die Planungsabsichten keine Bedenken und 
Einwände äußert.  

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
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16. Gemeinde Frittlingen 
Bürgermeisteramt 
Hauptstraße 46 
78665 Frittlingen 

Anregung vom 01.08.2025 

 In diesem Zusammenhang verweisen wir auf unser Schreiben vom 24.06.2025. (Anmerkung: Tippfehler im 
Datum, gemeint ist das Schreiben vom 24.06.2024) 
Die Gemeinde Frittlingen ist durch den o. g. B-Plan der Stadt Rottweil nicht unmittelbar betroffen. Von 
Seiten der Gemeinde Frittlingen werden keine Anregungen vorgebracht – auch werden keine Bedenken 
erhoben. Von einer weiteren Verfahrensbeteiligung bitten wir abzusehen.  
 
Schreiben vom 24.06.2024: 
Die Gemeinde Frittlingen ist durch den oben genannten Bebauungsplan der Stadt Rottweil nicht 
unmittelbar betroffen.  
Von Seiten der Gemeinde Frittlingen werden keine Anregungen vorgebracht, noch werden Bedenken 
erhoben gegen den o.g. Bebauungsplan der Stadt Rottweil. Wir bitten, von einer weiteren Beteiligung 
am Verfahren abzusehen.  
 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

17. Regierungspräsidium Freiburg 
Referat 83 – Waldpolitik und Körperschaftsforstdirektion 
Bertoldstraße 43 
79098 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 08.08.2025 

 Durch die geplante Änderung des Bebauungsplans „Hegneberg – 4. Änderung“ werden forstfachliche 
und – rechtliche Belange nicht unmittelbar tangiert. Es werden keine Waldflächen überplant. 
Wir weisen jedoch vorsorglich auf § 4 Abs. 3 LBO hin, wonach bauliche Anlagen mit 
Feuerstätten mindestens 30 m von Wäldern entfernt sein müssen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 

18. Regierungspräsidium Freiburg 
Referate 54.1 – 54.4 
Schwendistr. 12 
79102 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 13.08.2025 

 Aus Sicht der Referate 54.1 – 54.4 des Regierungspräsidium Freiburg, bestehen zu o.g. Vorhaben keine 
Bedenken. 
Innerhalb des Bebauungsplanes befinden sich nach unserer Kenntnis keine IE- und Störfall-Anlagen. 

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Anregungen oder Hinweise zur Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf. 
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gem. § 3 (2) BauGB 
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keine 
 
 

 
 

Keine Anregungen und Bedenken der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 

 

 Regierungspräsidium Stuttgart 
Referat 46.2 – Luftverkehr, Flugplätze und Flugbetrieb 
Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg / ASDBW 
Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen  
der Bundeswehr Referat Infra I 3 
ENRW Energieversorgung Rottweil GmbH & Co. KG 
badenovaNETZE GmbH 
terranets bw Technische Auskunft Rohrleitungen 
Deutsche Telekom Technik GmbH PTI 32 / Strukturplanung Breitband 
Vodafone West GmbH 
Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung  
Gemeinde Dietingen  
Gemeinde Frittlingen 
Regierungspräsidium Freiburg 
Referat 83 – Waldpolitik und Körperschaftsforstdirektion 
Regierungspräsidium Freiburg 
Referate 54.1 – 54.4 

 
 

Schreiben vom 27.08.2025 
 
Schreiben vom 05.08.2025 

 
Schreiben vom 14.08.2025 

 
Schreiben vom 05.08.2025 
Schreiben vom 07.08.2025 
Schreiben vom 05.08.2025 
Schreiben vom 11.08.2025 
Schreiben vom 01.09.2025 
Schreiben vom 21.08.2025 
Schreiben vom 21.08.2025 
Schreiben vom 01.08.2025 
Schreiben vom 08.08.2025 

 
Schreiben vom 13.08.2025 
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 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz  
Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 46 – Verkehr  
Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 55 – Naturschutz, Recht 
Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 56 – Natuschutz und Landschaftspflege 
Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege – Abt. 8 
Regierungspräsidium Stuttgart – Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Zeckverband Verkehrsverbund Schwarzwald-Baar-Heuberg 
StadtBus Rottweil GmbH 
Finanzamt Rottweil 
Schulamt Rottweil 
Polizeipräsidium Konstanz 
Regionalverband 
Handwerkskammer Konstanz 
Industrie- und Handelskammer Schwarzwald-Baar-Heuberg 
Einzelhandelsverband Baden-Württemberg e.V. 
Gewerbe- und Handelsverein Rottweil e.V.  
ALBA Süd GmbH & Co. KG 
Zweckverband Gasfernversorgung Baar und Zweckverband Keckquellen 
Gemeinde Deißlingen 
Gemeinde Wellendingen 
Gemeinde Zimmern ob Rottweil  
Gemeinde Aldingen 
Gemeindeverwaltungsverband Villingendorf 
Gemeindeverwaltungsverband Oberes Schlichemtal 
Stadt Schömberg 
Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg 
Landesverband NABU Baden-Württemberg 
BUND-Regionalgeschäftsstelle Schwarzwald-Baar-Heuberg 
BUND Ortsverband Rottweil und Umgebung 
NABU Ortsgruppe Rottweil / Göllsdorf 
Lokale Agenda 21 Rottweil AK Klimaschutz, AK Umwelt, AK RadKultur 
Behindertenbeauftragte der Stadt Rottweil 
Bundesnetzagentur Referate 814 und 511 

 

 


